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11. August 2023 
 
Stellungnahme des Zweirad-Industrie-Verbandes e.V. (ZIV) zur Verbändeanhörung 
„Verordnung zur Neufassung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) und 
zur Änderung weiterer Vorschriften“ 
Aktenzeichen StV 22/7342.4 und StV 23/7351.4/3 
 
 
Vorbemerkung: 
 
Der Zweirad-Industrie-Verband e.V. (ZIV), Lobbyregisternummer R003369, ist die 
nationale Interessenvertretung der deutschen und internationalen Fahrradindustrie – 
inklusive Import und Großhandel sowie etablierter Unternehmen und Start-ups aus dem 
gesamten Eco-System Fahrrad. Als Branchenverband bündelt und vertritt der ZIV die 
Interessen von rund 120 Mitgliedsunternehmen. 90 Prozent der 2022 in Deutschland 
produzierten Fahrräder und E-Bikes stammen von Mitgliedsunternehmen des ZIV.  
 
Die Fahrradwirtschaft in Deutschland hat im vergangenen Jahr 4,6 Millionen Fahrzeuge an 
Kund:innen verkauft. 2,6 Millionen Fahrzeuge sind in Deutschland gebaut worden, davon 1,7 
Millionen E-Bikes (Pedelecs). Der Umsatz in diesem Bereich lag bei 8 Mrd. €. 
 
In Deutschland gibt es 83 Millionen Fahrräder und E-Bikes, davon 8 Millionen E-Bikes 
(Pedelecs). 77% der Bevölkerung nutzen das Fahrrad. 44% der Bevölkerung, das sind 36 
Millionen Menschen, nutzen das Fahrrad regelmäßig und häufig im Verkehr. 
 
Stellungnahme: 
 
Der ZIV bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum vorliegenden 
Gesetzentwurf zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassung-Ordnung. 
Wir begrüßen die Neufassung der StVZO, sehen jedoch in einigen Bereichen noch Raum für 
Weiterentwicklung. 
Auf den folgenden Seiten haben wir unsere Kommentare mit Änderungsvorschlägen in einer 
Tabelle zusammengefasst.  
Besonders hervorzuheben sind unsere Kommentare zu Anlage 21, Abschnitt 1.6 in Bezug 
auf Zulässigkeit der Anbringung von Blinkern an Elektrofahrrädern. 
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E.2  Der Erfüllungsaufwand eines Herstellers von L1e-B (StVZO: Leichtkraftrad) in 
kleiner Stückzahl (= Einzelbetriebserlaubnis, § 8) steigt, da die EU-Verordnungen  
im Vergleich mit der aktuellen StVZO zusätzlich den Motorleistungstest nach ECE 
R 85 und die Verbrauchsmessung fordern.  
Weiterhin ist bei Pedalantrieb Faktor 4 in der Unterstützung einzuhalten, was 
effektiv die maximale Leistung auf deutlich unterhalb 4 kW begrenzt und es sind 
zwei redundante Sensoren zur Abregelung der Geschwindigkeit vorzusehen. 
Die Erfüllung der EU-Anforderungen limitiert die Möglichkeiten der 
Fahrzeugklasse, erhöht die Kosten für den Hersteller, und erschwert neuen L1e-B-
Herstellern den Marktzugang.  

 

§ 8  Zu hohe Anforderungen an Einzelzulassung von L1e-B Fahrzeugen. Ausnahme für L1e-B in § 8 mit Verweisen auf die entsprechenden 
Stellen in der Verordnung 168/2013 formulieren, so dass kein 
Motorleistungstest, keine Verbrauchsmessung, kein Faktor 4 bei 
Pedalantrieb und keine zwei redundanten Sensoren für eine 
Einzelbetriebserlaubnis erforderlich sind. 

§ 61 (1) Bei L1e-B S-Pedelecs wäre eine optional zusätzliche Klingel zur Hupe 
wünschenswert (z.B. in Fahrradstraßen).    

„Ist mehr als eine Einrichtung für Schallzeichen angebracht, so muss 
sichergestellt sein, dass jeweils nur eine Einrichtung betätigt werden 
kann. Dies gilt nicht für L1e-B“ 

§ 68  (2), 2. Da die Antriebskraft nicht nur durch Treten, sondern auch durch Handkurbeln 
aufgebracht werden kann, sollte der Text geändert werden – auch wegen der 
etwas unglücklichen Formulierung ‚im Treten einhält‘.‘ 

Satz in 2. ändern:  
bei Fortfall der Antriebsleistung durch den Fahrer, 

§ 69 (1) U. a. für Menschen mit Beeiträchtigung sollte auch die kombiierte Betätigung der 
Vorder- und Hinterradbremse über einen Hebel zulässig sein. Die Ausfallsicherheit 
durch zwei redundante Systeme ist Größtenteils gegeben, wenn beide Kreisläufe – 
bis auf den Hebel -  getrennt voneinander sind.    

Satz in (1) ergänzen: 
Die kombinierte Betätigung zweier Bremsen über einen Hebel ist 
zulässig, solange die Systeme (Hydraulik oder Züge) getrennt 
voneinander sind. Das Bremsverhältnis zwischen Vorder- und 
Hinterradbremse muss einstellbar sein.  

§ 70 (4) Rückstrahlende Mittel sind nicht aufgeführt und müssten demnach auch an 
Rennrädern am Tage angebracht sein 

Satz ändern: 
Lichttechnische Einrichtungen und deren Energiequellen dürfen 
abnehmbar sein, …  
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Anlage 21 1.3 Hier wäre es hilfreich, wenn auch Begrenzungsleuchten nach UN-ECE R 50 / R 
148 an einspurigen Fahrrädern zulässig wären.  
Die lichttechnischen Anforderungen an echtes Tagfahrlicht ist in den neuen TA 
sind noch immer hoch und können nicht von kleinen, sparsamen Leuchten erfüllt 
werden.  
Zusätzlich ist der Energieverbrauch einer Begrenzungsleuchte niedriger als bei 
einem Tagfahrlichtfunktion. Die Sichtbarkeit kann durch die weiterhin hohe 
Leuchtdichte vergleichbar wie bei der Tagfahrlichtfunktion sein.  

Satz ändern: 
Scheinwerfer dürfen zusätzlich mit Tagfahrlicht- und Fernlichtfunktion 
sowie Begrenzungsleuchten für weißes Licht ausgerüstet 

Anlage 21 1.3 Scheinwerfer dürfen zusätzlich mit Tagfahrlicht und Fernlichtfunktion ausgestattet 
sein.  
Insbesondere bei Lastenrädern die bauartbedingt ein kleines Vorderrad aufweisen 
und somit der Frontscheinwerfers eine niedrige Einbauhöhe hat, kann die 
Erkennbarkeit der Tagfahrlichfunktion deutlich gemindert sein. Ein separates und 
höher angebrachtes Tagfahrlicht würde zu mehr Sichtbarkeit am Tage führen. 
Natürlich vorrausgesetzt, die Beleuchtung ist elektrisch an dem Abblendlicht 
angebunden. 

Folgenden Satz ergänzen: 
Das Tagfahrlicht darf vom Scheinwerfer unabhängig oder 
zusammengebaut, kombiniert oder ineinandergebaut sein, sofern eine 
automatische Abschaltung bei eingeschaltetem Abblendlicht erfolgt 

Anlage 21 1.4.2 Schlussleuchten dürfen zukünftig zusätzlich mit einer Notbremslichtfunktion für 
rotes Licht ausgerüstet sein. 

Satz ändern: 
“Schlussleuchten dürfen zusätzlich mit einer Bremslichtfunktion und 
Notbremslichtfunktion für rotes Licht ausgerüstet sein.“ 

Anlage 21 1.5.3 Insbesondere bei Lastenrädern die bauartbedingt ein kleines Vorderrad aufweisen 
und somit auch eine niedrige Position des Frontscheinwerfers besitzen, ist die 
Sichbarkeit des Abblenddlichtes gemindert. Rückstrahlende Mittel sind nicht 
wirksam beim Dooring oder Abbiegefehlern von Kraftfahrzeugen mit derselben 
Fahrtrichtung. Separate höher angebrachte Begrenzungsleuchten nach UN-ECE R 
50 würden mehr Sicherheit bieten.  
 
Laut § 68 (4) sind für Fahrräder die sicherheittechnischen Mindestanforderungen 
gemäß der Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
(Beschlussnummer 2011/786/EU, ABl. L 319 vom 2.12.2011, Seite 106) 
anzuwenden. In Teil 1, Abschnitt 1, (1) ist festgelegt, dass Fahrräder vorn, hinten 
und an den Seiten mit Leuchten und Reflektoren ausgestattet sein müssen. 
In der StVZO ist eine seitliche Beleuchtung als Option noch zu ergänzen 

Folgenden Satz in 2. Absatz aufnehmen: 

Zusätzliche Begrenzungsleuchten nach Regelung Nr. 50 der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UNECE) 
Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung von 
Begrenzungsleuchten, Schlussleuchten, Bremsleuchten, 
Fahrtrichtungsanzeigern und Beleuchtungseinrichtungen für das 
hintere Kennzeichenschild für Fahrzeuge der Klasse L (ABl. L 97 vom 
29.3.2014, S. 1) dürfen angebracht werden, wenn diese elektrisch so 
verschaltet sind, dass diese nur bei korrekt funktionierenden 
eingeschaltetem Scheinwerfer leuchten.   
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Anlage 21 1.6 Zulassung von Fahrtrichtungsanzeigern für alle 'normalen' Pedelecs (25 km/h) 
sollte möglich sein. 
 
Bisher sind Fahrtrichtungsanzeiger (Blinker) nur an mehrspurigen Fahrrädern oder 
solchen mit einem Aufbau, der Handzeichen des Fahrers ganz oder teilweise 
verdeckt, zulässig. Ebenso sind sie an schnellen E-Bikes (bis 45 km/h) zulässig, 
und zwar geprüft nach denselben UN-ECE-Regelungen, die in der Anlage 21 
aufgeführt sind. 
Es gibt viele Situationen für Nutzende von Pedelecs, in denen es diesen 
unmöglich ist, in einer Abbiegesituation eine Hand vom Lenker zu nehmen und 
das notwendige Handzeichen zu geben. Die Vorschrift, das Handzeichen zu 
geben, stammt noch aus der Zeit, in der Fahrräder üblicherweise mit einer 
Rücktrittbremse ausgestattet waren und somit leicht die Möglichkeit bestand, eine 
Hand vom Lenker zu nehmen und ein Handzeichen zu geben. Heute sind die 
Rücktrittbremsen in der Minderheit und die Fahrräder üblicherweise mit 2 
Handbremsen ausgestattet. 
 
Das betrifft nicht nur die vielen älteren Menschen - auch Nutzende von 
Lastenrädern mit elektromotorischem Hilfsantrieb, ob für den Güterverkehr oder 
den Kindertransport, wünschen sich aus Sicherheitserwägungen Blinker an ihren 
Rädern. 
 
Die Zulassung von Blinkern für alle Fahrräder mit einem elektromotorischen 
Hilfsantrieb in der neuen StVZO würde einen erheblichen Sicherheitsgewinn für 
den Radverkehr mit sich bringen.  
 
Wir wissen aus der Vergangenheit, dass eine Zulassung aus gutem Grund 
verweigert wurde, da weder durch die dynamogestützte Beleuchtung noch durch 
eine Batterie-Beleuchtung die ständig verfügbare Energie ausreichend garantiert 
werden konnte und somit Unfälle und die Frage, ob der Blinker an war oder nicht, 
nicht vermieden werden konnten. 
Die Situation hat sich allerdings für die Pedelecs vollkommen geändert. Die 
Energie des Antriebsakkus, die selbst noch 2 Stunden nach Abschalten des 
Motors aufgrund niedriger Ladung noch für die Beleuchtung vorhanden sein muss, 
gewährleistet einen sicheren Betrieb auch eines Blinkers. 
 

Satz ändern: 

Nach vorne und nach hinten wirkende Fahrtrichtungsanzeiger sind nur 
bei mehrspurigen Fahrrädern oder solchen mit einem Aufbau, der 
Handzeichen des Fahrers ganz oder teilweise verdeckt, sowie bei 
Fahrrädern mit elektromotorischem Hilfsantrieb zulässig. Diese 
Fahrtrichtungsanzeiger müssen nach der Regelung …… 
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Wir stehen gern für Ihre Rückfragen sowie einen weiteren Austausch zur Verfügung.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Zweirad-Industrie-Verband e. V. 
 
 

      
Geschäftsführer    Leiter Technik & Normung 




